Berlin W. g, Mauerſtr. 43/44. 


487 
Das Blatt erſchelnt nach 0. 4° + vos Zu beziehen durch alle Poſt⸗ 
Bedarf, im allgemeinen 12 4 6 N anſtalten und durch bie 
monatlich zweimal, zum 8 a 0 Expeditton des Blattes 
Preiſe von jahrlich M. 6. ) 

der 


Handels- und Gewerbe-Derwaltung, 


Herausgegeben im Königlichen Miniſterium für Handel und Gewerbe. 
Ur. 22. Berlin, Mittwoch, den 2. Oktober 1912. 12. Jahrgang. 


Inhalt: 
I. Nerſonalien: S. 487. 
III. Sandelsangelegenheiten: Sonftige Angelegenheiten: Betr. Prüfung der Handfeuerwaffen S. 487, 
IV. Gewerbliche Angelegenheiten: 1. Stehender Gewerbebetrieb: Betr. Kehrbezirke S. 488. — 
2. Gewerbliche Anlagen: Betr. Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Acetylen S. 488.— 
3. Arbeiterverſicherung: Betr. Widerruf einer Beſcheinigung gemäß § 75a des KVG. S. 489. 
Betr. Befreiung von der Verſicherungspflicht S. 489. 
V. Gewerbliche Untrrrichts angelegenheiten: 1. Allgemeine Angelegenheiten: Betr. Befähigungs⸗ 
zeugniſſe für Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten und der Hauswirtſchaftskunde S. 490. — 
2. Fortbildungsſchulen: Betr. Seminarkurſus für Fortbildungsſchullehrer S. 490. 


I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller⸗ Charakter als Geheimer Kommerzien⸗ 
gnädigſt geruht, rat ſowie 
dem Rechnungsrat im Miniſterium für dem Bergwerksdirektor, Bergmeiſter a. D. 
Handel und Gewerbe Wagener den Fedor Jokiſch in Borſigwerk, Kreis 
Charakter als Geheimer Rechnungsrat, Zabrze, den Charakter als Bergrat 


den Kommerzienräten Ernſt und Konrad 


von Borſig in Berlin-Tegel den zu verleihen. 


III. Handelsangelegenheiten. 


Sonſtige Angelegenheiten. 
Betr. Prüfung der Handfeuerwaffen. 
Berlin W. 9, den 21. September 1912. 
5 Wir überſenden Ihnen nachſtehend Abdruck einer Bekanntmachung, betreffend Ab⸗ 
änderung der Prüfungsgebühr für Vorderlader⸗Terzerole, mit dem Erſuchen, dieſe im 
dortigen Amtsblatt abdrucken zu laſſen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Finanzminiſter. 
In Vertretung. Im Auftrage. 
Schreiber. Dulheuer. 
IN. 6811 M. f. H. — J. 14908 F. M. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


Anlage. 
Bekanntmachung. 


„uf Grund des g s des Reichsgeſetzes vom 19. Mai 1891 (ch Bl. S. 109) wird der 
Gebührentarif für die Prüfung und Stempelung der Läufe und Verſchlüſſe 
er Handfeuerwaffen vom 25. September 1894 dahin abgeändert, daß für die Prüfung 
von Terzerolen zu entrichten find: a 


für jeden Vorderladerlauf (Ziffer 8 des Tarifs) 7 A 


Anlage. 
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Für Vorderlader⸗Terzerole, die vor dem 1. Januar 1913 bei der Beſchußanſtalt ein⸗ 
gehen, ſind die Prüfungsgebühren nach dem bisherigen Satze des Tarifs vom 25. Sep⸗ 
tember 1894 zu entrichten. 


Berlin, den 21. September 1912. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Finanzminiſter. 
In Vertretung. Im Auftrage. 
Schreiber. Dulheuer. 


III. 6311 M. f. H. — I. 14908 F. M. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 
Betr. Kehrbezirke. 
Berlin, den 21. September 1912. 

Zur Vermeidung von Zweifeln, welche bei der Handhabung der gemäß Ziff. III der 
Beſtimmungen vom 5. Februar 1907 (MBl. S. 27) und Abſatz 2 unſeres Runderlaſſes 
vom 23. Mai 1908 (HMBL. S. 203) über die Anſtellung der Bezirksſchornſteinfeger er- 
laſſenen Vorſchriften vereinzelt hervorgetreten ſind, bemerken wir, daß der von dem An⸗ 
zuſtellenden über ſeine Tätigkeit im Regierungsbezirke zu führende Nachweis bei der erſten 
Anſtellung im Regierungsbezirke, nicht etwa nur bei der erſten Anſtellung überhaupt 
erbracht werden muß. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung. Im Auftrage. 
Schreiber. Freiherr von Zedlitz. 


III. 6393 II. M. f. H. u. G. — IIe. 2428 M. d. J. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


2. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Acetylen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 17. September 1912. 

Der in der anliegenden Zeichnung und Druckſache“) dargeſtellte, von der Firma Deutſche 
Acetylen⸗Induſtrie G. m. b. H. in Hannover in zwei Größen hergeſtellte Acetylenapparat 
„Stabil“ iſt auf Grund der Erlaſſe vom 25. April und 18. Juni 1909 (HMBl. S. 235 
und 283) einer Betriebsprüfung unterzogen worden. Der Apparat (einſchließlich der zu⸗ 
gehörigen, vom Deutſchen Acetylenvereine mit Typenzeugnis Nr. 41 verſehenen Waſſer⸗ 
vorlage) hat ſich dabei als zuverläſſig erwieſen, ſo daß keine Bedenken beſtehen, ihn 
für Schweiß- und Lötzwecke bis zu einer Geſamtcarbidfüllung von 4 kg 


1. in geſchloſſenen Arbeitsräumen zuzulaſſen, 

2. bei vorübergehender, im Freien ſtattfindender Benutzung in dem Bezirk anderer 
Ortspolizeibehörden als der des Wohnorts ſeines Beſitzers von der wieder⸗ 
holten Anzeige zu befreien, ſofern vor der erſtmaligen Inbetriebſetzung die vor⸗ 
geſchriebene Anzeige mit einer Zeichnung, Beſchreibung und Gebrauchsanweiſung 
des Apparats unter Angabe des Erlaſſes, mit dem die Zulaſſung erfolgt iſt, 
der Ortspolizeibehörde des Wohnorts des Beſitzers erſtattet iſt. 


Apparate, denen vorſtehende Vergünſtigungen gewährt werden ſollen, müſſen mit einem 
Fabrikſchilde verſehen ſein, das an den zur Befeſtigung dienenden Zinntropfen den Stempel 


) Die Anlagen gelangen hier nicht zum Abdruck. 
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des Hannoverſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereins erkennen läßt und im übrigen Auffchriften 
gemäß nachſtehender Tabelle enthält: 


ade Gre Eee 1 2 
Carbidfüllung in kg (für 1 Entwickler )))) 1 2 
Höchſte Stundenleiſtung in Liteeer n. 1500 2400 
Nutzbarer Inhalt der Glocke in Litern 350 700 
rr 424 1 * 

Fabriknummer: 

Jahr der Anfertigunn z 

Firma: i K 


Für 30 z. Zt. noch im Bau befindliche Apparate mit einem nutzbaren Gasglocken⸗ 
inhalte von nur 300 Liter werden ausnahmsweiſe oben genannte Vergünſtigungen zugebilligt 
unter der Vorausſetzung, daß die Carbidkörbe nur je 0,8 kg Carbid faſſen, und daß die 
Höchſtſtundenleiſtung 1400 Liter beträgt. Die Fabrikſchilder dieſer Apparate müſſen den 
vorgenannten Schildern unter Berückſichtigung der Abänderungen entſprechen. 

Hinſichtlich der zu verwendenden Waſſervorlage verweiſe ich auf den Erlaß vom 
23. Dezember 1910 (HM Bl. 1911 S. 4), hinſichtlich der bei der Aufſtellung der Apparate 
zu ſtellenden Anforderungen auf den Erlaß vom 14. April 1911 (HMEBL S. 131). 

Ich erſuche, die Gewerbeaufſichtsbeamten und Ortspolizeibehörden unter Veröffentlichung 
dieſes Erlaſſes im Amtsblatt auf die auf Grund des § 21 der Acetylenverordnung dort 
zweckmäßig allgemein zu erteilende Ausnahme von den Beſtimmungen des § 1 l(inſoweit die 
vorſtehend unter 2 erwähnte wiederholte Anzeige in Frage kommt) und des § 2 a. a. O. 
(inſoweit die Benutzung in und unter Räumen in Frage kommt, die zum Aufenthalte von 
Menſchen beſtimmt ſind) hinzuweiſen. u 

Für die Gewerheaufſichtsbeamten find außerdem Abdrücke dieſes Erlaſſes ausſchließlich 
der Anlagen beigefügt. Zeichnungen und Beſchreibungen des Apparats ſind im Bedarfsfalle 
von der ausführenden Firma anzufordern. 

In Vertretung. 
III. 6425. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten, hier. 


3. Arbeiterverſicherung. 
a) Krankenverſicherung. 
Betr. Widerruf einer Beſcheinigung gemäß § 75a des KVG. 


5 Die der Kranken- und Sterbekaſſe des Breslauer Kaufmänniſchen Vereins von 1834 
(E. 9.) auf Grund des § 75 des Krankenverſicherungsgeſetzes erteilte Beſcheinigung wird 
hiermit widerrufen. 


Berlin, den 17. September 1912. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


III. 35 u In Vertretung. 
A Schreiber. 


b) Reichsverſicherungsordnung. 
II. Buch (Krankenverſicherung). 
f Betr. Befreiung von der Verſicherungspflicht. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 13. September 1912. 


Ich überſende den Königli ich d ierbei | un 
f glichen Oberverſicherungsämtern hierbei den Abdruck meiner ge 
heutigen Bekanntmachung, betreffend die Befreiung der Beamten und Bedienſteten der König⸗ a 
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lich Preußiſchen landesherrlichen und prinzlichen Hof-, Domanial- und Forſtverwaltungen 
von der Krankenverſicherungspflicht, zur Beachtung und Veröffentlichung durch das dortige 
Regierungsamtsblatt. 

In Vertretung. 


III. 6005. Schreiber. 

An die Königlichen Oberverſicherungsämter (mit Ausnahme der beſonderen Ober⸗ 
verſicherungsämter). 

Anlage 


Bekanntmachung. 

Auf Grund des § 170 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung beſtimme ich auf Antrag 
des Herrn Miniſters des Königlichen Hauſes, daß die Beamten und Bedienſteten der 
Königlich Preußiſchen landesherrlichen und prinzlichen Hof,, Domanial- und Forſtverwaltungen 
von der Krankenverſicherungspflicht befreit ſind, ſoweit ihnen einer der im § 169 a. a. O. 
bezeichneten Anſprüche gewährleiſtet iſt oder ſie lediglich für ihren Beruf ausgebildet werden. 

Berlin, den 13. September 1912. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung. 
III. 6005. Schreiber. 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 


Betr. Befühigungszeuguiſſe für Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten und der Haus⸗ 
wirtſchaftskunde. 
Der Miniſter der geiſtlichen und Unterrichts: 
Angelegenheiten. Berlin W. 8, den 19. Auguſt 1912. 

Mit dem Herzoglich Anhaltiſchen Staatsminiſterium in Deſſau habe ich im Ein- 
vernehmen mit dem Herrn Miniſter für Handel und Gewerbe ein Übereinkommen dahin 
getroffen, daß die von der ſtaatlichen Prüfungskommiſſion für die Landesfrauenarbeitsſchule 
„Herzogin Antoinette“ in Deſſau vom 1. April 1912 ab ausgeſtellten Befähigungszeugniſſe 
für Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten und der Hauswirtſchaftskunde und die von 
dem gleichen Zeitpunkt ab von einer ſtaatlichen Prüfungskommiſſion in Preußen aus⸗ 
geſtellten entſprechenden Zeugniſſe gegenſeitig als gleichberechtigt anerkannt werden. 

Die Gleichberechtigung der Zeugniſſe ſchließt jedoch die Berechtigung zur Aufnahme 
in ein preußiſches Gewerbeſchullehrerinnenſeminar nicht in ſich. 

In Vertretung. 
U. III. A. 18331. gez. von Chappuis. 


An die Königlichen Regierungen uſw. 


2. Fortbildungsſchulen. 
Betr. Seminarkurſus für Fortbildungsſchullehrer. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 18. September 1912. 

In der Vorausſetzung, daß durch den nächſten Staatshaushaltsetat die erforderlichen 
Mittel zur Verfügung geſtellt werden, beabſichtige ich, zu Beginn des nächſten Etatsjahrs 
einen Seminarkurſus zur Ausbildung hauptamtlicher Lehrer an gewerblichen 
Fortbildungsſchulen zu veranſtalten. Der Kurſus wird in Berlin unter der Ober⸗ 
leitung des Landesgewerbeamts ftattfinden, ein Jahr dauern und durch eine Prüfung ab- 
geſchloſſen werden. Der Unterricht wird ſich auf Pädagogik unter beſonderer Berückſichtigung 
der Organiſation der Fortbildungsſchule, der Methoden ihrer Unterrichtsfächer und der 
Jugendpflege erſtrecken und außerdem Geſchäftskunde, Bürgerkunde und Einführung in das 
gewerbliche Zeichnen umfaſſen. 
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Befähigt zur Aufnahme in den Seminarkurſus find: 

1. Techniker und Handwerker mit ausreichender allgemeiner Bildung, welche mindeſtens 
3 Jahre praktiſch gearbeitet haben. Bevorzugt werden Bewerber, die ſchon nebenanıtlich 
an Fortbildungsſchulen unterrichtet haben. 

Als ausreichend für die geforderte allgemeine Bildung werden die für den Erwerb 
der Einjährigfreiwilligen⸗Berechtigung erforderlichen Kenntniſſe zu gelten haben. Indeſſen 
wird die Kenntnis fremder Sprachen nicht verlangt, wohl aber Gewicht darauf gelegt, daß 
die Bewerber die deutſche Sprache beherrſchen und der deutſchen Literatur und Geſchichte 
ſowie den wirtſchaftlichen und künſtleriſchen Fragen der Gegenwart nicht fremd gegen- 
überſtehen. 

2. Berufslehrer, welche die 2. Lehrerprüfung abgelegt und ſich mit der Technik und 
dem Fachzeichnen eines wichtigeren Gewerbszweigs vertraut gemacht haben. Auch ſollen 
ſie nebenamtlich an einer Fortbildungsſchule tätig geweſen ſein; Bewerber, bei denen dies 
nicht der Fall iſt, können ausnahmsweiſe zugelaſſen werden. Bevorzugt werden Bewerber, 
die ſich im gewerblichen Leben betätigt haben. En 

Geeignete Wege zur Erwerbung der geforderten gewerblichen Kenntniſſe find: prakliſche 
Betätigung in dem betreffenden Gewerbszweige, ſofern ſie durch zeichneriſche Ausbildung 
ergänzt wird, oder mindeſtens einjähriger Beſuch einer Fachſchule mit Werkſtattunterricht, 
oder entſprechend länger fortgeſetzter Beſuch der Halbtags⸗, Abend- oder Sonntagskurſe 
einer ſolchen Schule, möglichſt unter Ergänzung durch Arbeit in gewerblichen Betrieben 
während der Ferienzeiten. 


3. Andere Perſonen von ausreichender Vorbildung, ſofern ſie ſich bereits mit dem 
Fortbildungsſchulunterrichte befaßt und ſich im gewerblichen Leben betätigt haben. 

10 Das Lebensalter der Aufzunehmenden ſoll mindeſtens 24 Jahre, höchſtens 35 Jahre 
etragen. 

Der Nachweis der Aufnahmefähigkeit erfolgt durch Beibringung von Zeugniſſen und 
N Ablegung einer Prüfung nach Maßgabe der beiliegenden vorläufigen Prüfungs⸗ 
ordnung. 5 

Die Beſucher des Seminarkurſus haben ein Schulgeld von 60 / zu entrichten. Un⸗ 
bemittelten kann das Schulgeld erlaſſen und in beſonderen Fällen nach Maßgabe der zur 
Verfügung ſtehenden Mittel ein Stipendium gewährt werden, ſoweit eine Unterſtützung nicht 
durch die Gemeinden erfolgt. 

Meldungen zur Aufnahmeprüfung und ſoweit es ſich um Bewerber handelt, die nach 
Ziff. IV der Prüfungsordnung von der Prüfung befreit find, zur Aufnahme in das Seminar 
ſind bis zum 1. Dezember d. Is. dem Regierungspräſidenten (in Berlin dem Ober⸗ 
präſidenten) einzureichen und von dieſem mit gutachtlicher Außerung insbeſondere über die 
fenen im Lehramte bis zum 2. Januar n. 38. dem Landesgewerbeamte zu über— 
enden. 

Ich erſuche Sie, dieſen Erlaß und die vorläufige Prüfungsordnung den in Betracht 
kommenden Gemeinden mitzuteilen und zu veranlaſſen, daß er in den Kreiſen der Fort⸗ 
bildungsſchullehrer (Berufslehrer und Praktiker) bekannt wird. 

Da es ſich um die Ausbildung von Lehrern für Schulen handelt, die von Gemeinden 
errichtet und unterhalten ſind, erwarte ich, daß beſonders die größeren Gemeinden neben⸗ 
amtlich tätigen Lehrern und Praktikern, die ſie im Hauptamt an einer Fortbildungsſchule 
anftellen wollen, durch Beurlaubung mit Gehalt oder durch Gewährung von Stipendien die 
Ausbildung ermöglichen. Gegen einen Fortgang der Lehrer würden ſich die Gemeinden 
dadurch ſichern können, daß ſie ſich die Rückzahlung der gewährten Beihilfen für den Fall 
1 daß die Lehrer vor einer beſtimmten Reihe von Dienſtjahren als hauptamt⸗ 
nehmen. ungsſchullehrer aus ihrem Amte ausſcheiden, um ein anderes Amt zu über⸗ 


Auch in dieſer Richtung wollen Sie geeignetenfalls auf die Gemeinden einwirken. 


IV. 8520. Dr. Sydow. 


9 10 ‚ 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 


Aung. 
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Anlage. 


Vorläufige Prüfungsordnung 
für 


die Aufnahme in den Seminarkurſus für Fortbildungsſchullehrer. 


I. Zulaſſung zur Prüfung. 


Die Zulaſſung zu dem Seminarkurſus für Fortbildungsſchullehrer erfolgt auf Grund 
einer Aufnahmeprüfung, deren Termin öffentlich bekannt gemacht wird. 
Zur Aufnahmeprüfung werden zugelaſſen: 

1. Techniker und Handwerker mit ausreichender allgemeiner Bildung, welche 
mindeſtens 3 Jahre praktiſch gearbeitet haben. Bevorzugt werden Bewerber, 
die ſchon nebenamtlich an Fortbildungsſchulen unterrichtet haben. 

2. Berufslehrer, welche die 2. Lehrerprüfung abgelegt haben, ſich mit der Technik 
und dem Fachzeichnen eines wichtigeren Gewerbszweigs vertraut gemacht haben 
und möglichſt ſchon nebenamtlich an einer Fortbildungsſchule tätig geweſen ſind. 
Bevorzugt werden Bewerber, welche nachweiſen können, daß ſie ſich im gewerb— 
lichen Leben betätigt haben. Ausnahmsweiſe können Lehrer zugelaſſen werden, 
die noch nicht an der Fortbildungsſchule unterrichtet haben. 

3. Andere Perſonen, die nach ihrer Vorbildung geeignet erſcheinen, ſofern ſie 
ſich bereits mit dem Fortbildungsſchulunterrichte befaßt und ſich im gewerblichen 
Leben betätigt haben. 


Das Lebensalter der Aufzunehmenden ſoll mindeſtens 24 Jahre, höchſtens 35 Jahre 
betragen. 

Die Aufnahmegeſuche ſind an den Regierungspräſidenten (in Berlin an den Ober⸗ 
präſidenten in Potsdam) zu richten unter Bezeichnung derjenigen Richtung, nach welcher 
der Geſuchſteller ſich hauptſächlich ausgebildet hat. 

Dem Geſuche ſind beizufügen: 

1. eine Geburtsurkunde; 

2. ein von dem Bewerber ſelbſtgeſchriebener Lebenslauf, aus welchem ſein Aus— 
bildungsgang klar erſichtlich ift; 

3. Führungszeugniſſe der Ortsbehörden; 

4. ein Geſundheitszeugnis; 

5. Studienzeichnungen allgemeiner Art ſowie aus den Gebieten der Projektions⸗ 
lehre, eventuell der Perſpektive, und dem von dem Bewerber erwählten Fach⸗ 
gebiete; 

6. etwaige Prüfungs- und Studienzeugniſſe; 

7. etwaige Zeugniſſe über die Tätigkeit in der gewerblichen Praxis; 

8. etwaige Zeugniſſe über die Tätigkeit an der Fortbildungsſchule. 


Ausnahmen von den vorſtehenden Zulaſſungsbedingungen bedürfen der Genehmigung 
des Miniſters für Handel und Gewerbe. 
Die Aufnahmeprüfung kann nach drei Richtungen, entſprechend der Vorbildung des 
Bewerbers, abgelegt werden: 
1. für die Metallgewerbe, zu denen insbeſondere der Maſchinenbau, die Grob- und 
Feinmechanik und die Schloſſerei zu rechnen ſind; 
2. für die Baugewerbe, zu denen die Tiſchlerei, ſowohl als Bau- wie als Möbel⸗ 
tiſchlerei, und die übrigen Holzgewerbe treten; 
3. für die ſchmückenden Gewerbe, zu denen alle Gewerbe, welche Flächendekorationen 
verwenden, ferner die graphiſchen, die Buchgewerbe ſowie die plaſtiſchen Gewerbe 
zu rechnen ſind. 


Für andere, nicht unter die vorhergenannten Gebiete fallende Gewerbe, wie z. B. die 
Bekleidungs⸗ und Nahrungsgewerbe, bei welchen die Möglichkeit der Verwendung als 
hauptamtliche Fortbildungsſchullehrer ſelten iſt, können Bewerber ausnahmsweiſe zugelaſſen 
werden, insbeſondere dann, wenn ſie von einer Gemeinde für die Anſtellung als Fort⸗ 
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bildungsſchullehrer in Ausſicht genommen ſind. Hierbei bleibt es beſonderer Beſtimmung 
in jedem einzelnen Falle vorbehalten, welche Studiennachweiſe zu fordern, insbeſondere 
auch wodurch die zeichneriſchen Studiennachweiſe zu erſetzen ſind. 


II. Dauer der Prüfung. 


Die Dauer der Prüfung ſoll ſich für den einzelnen in der Regel nicht über mehr als 
2 Tage erſtrecken. Am erſten Tage iſt in der Regel die fachliche und zeichneriſche Prüfung, 
am zweiten die Prüfung in den allgemeinen Fächern vorzunehmen. 


III. Auforderungen. 
Die zu ſtellenden Anforderungen ſind folgende: 


A. Fachliche Prüfung. 
1. Für die Metallgewerbe: 
Zeichneriſche und ſchriftliche Prüfung. 


Anfertigung einer Werkſtattzeichnung nach einem gegebenen Maſchinenteil oder einem 
ſonſtigen einſchlägigen Werkſtück. 

Beſchreibung des Zweckes, der Form, des Materials und der Herſtellung des betreffen— 
den Gegenſtandes. 


Mündliche Prüfung. 


Die mündliche Prüfung erſtreckt ſich auf: Eigenſchaften der wichtigſten für das Metall⸗ 
gewerbe in Betracht kommmenden Materialien, insbeſondere der Eiſen⸗ und Stahlſorten, 
Verarbeitung des Eiſens durch Walzen und Ziehen, durch Schmieden; auf Grund der 
Teilbarkeit (Drehen, Hobeln, Fraiſen, Schleifen uſw.), auf Grund der Schmelzbarkeit 
(Formen und Gießen), Verbindungen der Metalle durch Löten, Vollendungsarbeiten 
(Pließen, Polieren). 

Die wichtigſten Werkzeuge und Werkzeugmaſchinen zur Metallbearbeitung. 


2. Für die Baugewerbe: 
Zeichneriſche Prüfung. 


Anfertigung eines konſtruktiven Durchſchnitts durch ein kleines Gebäude oder einen 
Gebäudeteil, von welchem Grund und Aufriß gegeben ſind, ſowie Austragen von Details 
in größerem Maßſtabe. Skizzieren von Einzelheiten der Bau- und Möbeltiſchlerei und 
Anfertigung von Werkzeugzeichnungen hierzu. Aufgaben aus der darſtellenden Geometrie, 
einſchließlich der Durchdringungen, der Schattenlehre und Perſpektive. 

Die mündliche Prüfung erſtreckt ſich auf Weſen und Material der Konſtruktionen. 


3. Für die ſchmückenden Gewerbe: 
Zeichneriſche Prüfung. 


Entwurf und Durchbildung einer ornamentalen Füllung (Entwurf eines Gitters, einer 
dekorativen Malerei, eines plaſtiſchen Ornaments oder Entwurf einer Wandaufteilung oder 
e einfachen Deckenbemalung, Entwurf einer farbigen Skizze hierzu, Durchbildung einer 
Einzelheit der dekorativen Bemalung in freier Pinſel⸗ oder Schablonentechnik). Anfertigung 
Ent Schriftgruppe in künſtleriſcher Schrift mit dem Quellſtift, der Rohr⸗ oder Kielfeder, 
Slice einer Zierleiſte, eines Buchdeckels oder einer einfachen Kunſtverglaſung, eines 

8 „ und dergl. Anfertigung einer Freihandzeichnung in Linien nach einem 
objetten (Blätter b 1800 a 0 1155 Zeichnungen nach Natur⸗ 
= tern, Blüten metterlingen, Käfern uſw.) und Verwendung der Zeichnun 
zur ie an Geraten Aufgabe. ſch auf Wei 3 TE 
: ündlige Prüfung erſtreckt ſich auf Weſen und Material der durch Entwurf 
dargeſtellten Arbeiten. Beſonders zu berückſichtigen iſt die Materialienkunde der Farbſtoffe. 
aa Für andere als die vorgenannten Gewerbe werden, ſoweit für ſie Bewerber 
Falle Er zugelaſſen werden, die Gegenſtände der fachlichen Prüfung in jedem einzelnen 
Falle durch das Landesgewerbeamt beſonders feſtgeſetzt. 


a 


B. Prüfung in den allgemeinen Fächern. 
Für alle Richtungen: 


Die Prüfung erſtreckt ſich auf Deutſch und Rechnen. 

In der deutſchen Sprache hat der Prüfling darzutun, daß er ſich ſchriftlich und 
mündlich ohne logiſche und grammatiſche Fehler richtig ausdrücken und ſeine Gedanken und 
Kenntniſſe klar und verſtändlich vermitteln kann. Anzufertigen iſt ein Aufſatz über ein 
gegebenes fachliches oder allgemeines Thema. 

Die mündliche Prüfung iſt ſo einzurichten, daß der Prüfling Gelegenheit hat, ſich 
über einen Gegenſtand zuſammenhäugend zu äußern. 

Im Rechnen ſind nachzuweiſen: Fertigkeit im Gebrauche der bürgerlichen Rechnungs⸗ 
arten einſchließlich der Prozentrechnung, die elementare Flächen- und Körperberechnung, 
Vertrautheit mit der Verwendung und Umwandlung von Zeichenmaßſtäben; Tabellenrechnen. 
Die Aufgaben können ſchriftlich oder mündlich behandelt werden. 


IV. Befreiungen. 


Bewerber, welche die Abgangsprüfung einer in Preußen anerkannten Fachſchule mit 
mindeſtens vierſemeſtrigem Lehrgang erfolgreich abgelegt haben, oder ein Zeugnis des 
Direktors einer preußiſchen Kunſtgewerbe⸗ oder Handwerkerſchule beibringen, wonach fie 
auf Grund eines mindeſtens vierſemeſtrigen Beſuchs dieſer Anſtalt als Tagesſchüler auf 
einem der 3 in Betracht kommenden Fachgebiete ausreichend vorgebildet ſind, ſind von der 
fachlichen Prüfung befreit. 

Von der allgemeinen Prüfung entbindet: 

1. das Abgangszeugnis einer höheren Lehranſtalt mit 9 jährigem Lehrgange, 

2. das Zeugnis über die beſtandene zweite Lehrerprüfung, 

3. das Einjährig⸗Freiwilligen⸗Zeugnis in Verbindung mit dem Abgangszeugnis einer 
in Preußen anerkannten Fachſchule oder dem Zeugnis über den erfolgreichen 
vierſemeſtrigen Beſuch einer preußiſchen Handwerker⸗ oder Kunſtgewerbeſchule, 
als Tagesſchüler oder einer ſonſtigen beruflichen Lehranſtalt von gleicher Unter⸗ 
richtsdauer. 


V. Aufnahme in den Seminarkurſus. 


Das Beſtehen der Aufnahmeprüfung gewährt kein Anrecht auf die Aufnahme in den 
Seminarkurſus. Da die Zahl der verfügbaren Plätze beſchränkt iſt, ſo erfolgt die Ein⸗ 
berufung zunächſt nach dem Ausfalle der Aufnahmeprüfung und nach der Vorbildung, 
im übrigen nach der Reihenfolge der Anmeldung. Diejenigen Bewerber, welche die 
Aufnahmeprüfung beſtanden haben, aber nicht zum Eintritt in den Seminarkurſus zu⸗ 
gelaſſen ſind, können ihre Anmeldung für einen ſpäteren Kurſus wiederholen. In dieſem 
Falle kann von einer Wiederholung der Prüfung abgeſehen werden. 


VI. Prüfungskommiſſion. 


Die Prüfungskommiſſion wird von dem Vorſitzenden des Landesgewerbeamts berufen. 
Sie beſteht aus einem Vorſitzenden, dem Leiter des Seminarkurſus und mehreren Beiſitzern, 
darunter je zwei Vertretern der betreffenden Fachrichtung. Sie entſcheidet nach Mehrheits⸗ 
beſchluß über die Aufnahme und bedient ſich bei der Beurteilung der Leiſtungen der Zeugnis⸗ 
grade, die bei den ſtaatlichen Bau- und Maſchinenbauſchulen eingeführt ſind. 


Berlin, den 18. September 1912. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Dr. Sydow. 
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